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Kein Rückzug der Strafanzeige! Freitag, 18. September 2020  

Arnold Schulers Fake-News im Prozess gegen die Pestizid-Gegner 

Am 14. September meldete die Landespresseagentur, dass Landesrat Arnold Schuler seine 

Anzeigen gegen das Umweltinstitut München, den oekom-Verlag und Alexander Schiebel 

(Autor "Das Wunder von Mals") zurückziehen werde. "Man habe sich auf einen 

'respektvollen Dialog' mit dem Umweltinstitut München, dem oekom-Verlag und Alexander 

Schiebel verständigt, hieß es in der Aussendung. Auch die Einlassung als Nebenkläger werde 

zurückgezogen. Das war vor dem Prozessauftakt am Landesgericht Bozen. Am Freitag, drei 

Tage nach dem Prozessauftakt in Bozen, klärte einer von LR Schuler und weiteren 1.300 

Obstbauern im sogenannten "Pestizid-Diffamations-Prozess" Angezeigten, Alexander 

Schiebel, in einem Video auf, was Sache ist und somit in der Tat der Wahrheit entspricht. 

Weder hat Landesrat Schuler seine Anzeige zurückgezogen, noch gab es sonst irgendeine 

Aktion des Südtiroler Spitzenpolitikers in Richtung Versöhnung. Im Gegenteil: Schulers 

Anwälte haben sich am ersten Verhandlungstag als Nebenkläger ins Verfahren eingelassen. 

Verbreitet Landesrat Schuler somit gezielt Fake-News? So wie es ausschaut: Ja! Was wollte 

aber Schuler mit (s)einer offensichtlichen falschen Presseaussendung der 

Landespresseagentur bezwecken? Außerdem klärt VOX NEWS Südtirol auf, warum es aus 

strafprozessrechtlicher Sicht für Landesrat Schuler nicht ganz unproblematisch ist, die gegen 

die deutschen Umweltschützer und Pestizidgegner gemachten Strafanzeigen zurückzuziehen. 

Die Gemeinderatswahlen stehen vor der Tür. Und der 600-Euro-Bonus-Skandal, in welchem 

gerade auch Landwirtschaftslandesrat Arnold Schuler verwickelt war, hat erst vor einem 

Monat eine bisher in Südtirol noch nie dagewesene Protest- und Empörungswelle der 

Südtirolerinnen und Südtiroler zur Folge. Besonders angeschlagen, einmal mehr in diesem 

verflixten Corona-Jahr, die Südtiroler Volkspartei. Weiteres Ungemach durch schlechtes 

Image kann die SVP somit so kurz vor den Gemeinderatswahlen überhaupt nicht brauchen. 

Der Corona-Krise wegen wurde ein Großteil der im Frühjahr angesetzten Strafprozesse am 

Landesgericht Bozen auf einen Herbsttermin verlegt. So ist es auch den Angeklagten, 

Umweltschützern und Pestizidgegnern im sogenannten "Pestizid-Diffamations-Strafprozess" 

ergangen. Festgesetzt wurde der Prozessauftakt für den 15. September. Als die 

Gemeinderatswahlen vom ursprünglich festgelegten Maitermin auf den 20. September - 5 

Tage nach dem Prozessbeginn am Bozner Landesgericht - verlegt wurden, dachte man in der 

SVP-Parteizentrale wohl kaum daran, dass der Beginn der Hauptverhandlung im 

Strafverfahren einen Einfluss auf die Gemeinderatswahlen haben könnte. 

Jedenfalls glaubte man - im Wissen die nahezu vereinheitlichte und gleichgeschaltete 

Südtiroler Presse gut unter Kontrolle zu haben - in dieser Sache stets Herr der Lage zu sein. 

Womit man in Südtirol aber ganz und gar nicht rechnete, war und ist, dass die von Landesrat 

Arnold Schuler und 1.300 weiteren Südtiroler Landwirten Angezeigten und nunmehr in einem 

Strafprozess Beschuldigten einen Großteil der deutschsprachigen Presse mobilisieren und zu 

einer Berichterstattung über das Strafverfahren bewegen konnten. Die Münchner 

Abendzeitung, die Süddeutsche Zeitung, der Bayerische Rundfunk, Niedersachsen Aktuell, 

Köln Insight TV, Deutschlandfunk, Hessenmagazin.de, der ORF, die Tiroler Tageszeitung, 

das Oberbayerische Volksblatt, Merkur.de, die deutsche Agrarzeitung, Finanznachrichten.de, 

Bund-Naturschutz.de und viele andere Medien berichteten bereits im Vorfeld über den 

Prozessauftakt gegen die Pestizidgegner. Der Tenor der Nachrichtenmeldungen der 

ausländischen deutschen Presse: "In Südtirol steht, dank eines von Landesrat Arnold Schuler 

und 1.300 Südtiroler Landwirten angestrebten Strafprozesses, die von der Verfassung und 
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vom Grundrecht garantierte Meinungsfreiheit in Gefahr." Andere Medien berichteten von 

einem regelrechten "Angriff auf die Meinungsfreiheit". 

Kurzum, mit einer entsprechenden medialen Empörung eines Großteils der ausländischen 

deutschen Presse dürfte man wohl hierzulande nicht gerechnet haben. In Zeiten einer 

Viruspandemie, wo jeder Gast aus dem deutschsprachigen Ausland, der in Südtirol eine 

Übernachtung bucht, als Geschenk angesehen werden muss, ist ein entsprechendes Medien-

Tohuwabohu natürlich alles andere als gewünscht. Aber angesichts der letzten Skandale, die 

die Südtiroler Politik, insbesondere jedoch die Südtiroler Volkspartei in ihren Grundfesten 

erschüttert hat, ist klar, dass ein solches umstrittenes Strafverfahren, welches die 

Aufmerksamkeit der ausländischen deutschsprachigen Presse mit sich bringt, so kurz vor 

einer der wichtigsten lokalpolitischen Großereignisse, wie der Gemeinderatswahl, konkret ein 

im Ausland schlechtes bzw. gar negatives Bild über Südtirol, der ohnehin schon schlechten 

Stimmung im Lande keinen besonderen wahltaktischen Vorteil verschafft. 

Unter diesen Prämissen kann nachvollzogen werden, warum Landesrat Arnold Schuler über 

den mit Haushaltsgeldern finanzierten Pressedienst der Landesverwaltung am Tag vor dem 

Auftakt des Strafprozesses vor dem Landesgericht in Bozen eine Pressemitteilung 

verschicken lässt, in welcher der Landesrat ankündigt, die Strafanzeige gegen das 

Umweltinstitut München, den oekom-Verlag und Alexander Schiebel zurückzuziehen.  

Und mehr: Wie der Aussendung zu entnehmen ist, fand Landesrat Arnold Schuler auch 

ausreichend blumige Worte. Hier ein Auszug: 

"Der Südtiroler Landwirtschaftslandesrat und die Südtiroler Obstwirtschaft verzichten auf 

ihre Nebenklägerschaft im Prozess der Staatsanwaltschaft Bozen gegen das Umweltinstitut 

München, Autor Alexander Schiebel und den oekom Verlag. Am Samstag, den 12. 

September, hatte man auf Betreiben des Landesrats außergerichtliche Gespräche mit der 

Gegenseite geführt, mit dem Ziel wieder in den Dialog zu treten. Im Gesprächsverlauf hatte 

man sich auf einen respektvollen Umgang geeinigt, was dazu führte, dass die Südtiroler 

Seite ankündigte, die Anzeigen zurückzuziehen." 

Landesrat Arnold Schuler wird in der Presseaussendung weiters zitiert:  

"Wir sind immer bereit, uns der sachlichen Debatte zu stellen, weshalb ich auch am 

Wochenende den Termin initiiert habe. Aus unserer Sicht hatten wir hier einen Konsens 

erreicht. In Konsequenz hatten wir dann angekündigt, dass wir die Anzeigen zurückziehen 

werden. Wir stehen zu unserem Wort und werden dies jetzt tun", erklärt der 

Landwirtschaftslandesrat: "Es ging uns bei der Anzeige darum, deutlich zu machen, dass es 

innerhalb von Diskussionen, egal wie hart sie geführt werden, eine Grenze gibt, die wir ganz 

klar bei Verleumdung ziehen. Das haben wir erreicht." Daher wird nicht nur der Landesrat die 

Anzeigen zurückziehen, sondern auch jene Südtiroler Obstbauern, die sich der Klage 

angeschlossen hatten, und zwar sowohl die Produzenten nach integrierter Produktion als auch 

die Mitglieder des Bioland-Verbandes. 

Landwirtschaftslandesrat Schuler stellte außerdem klar, dass es ihm nie um das Erstreiten 

eines Schadensersatzes gegangen sei, wie von der Gegenseite in den Raum gestellt wurde: 

"Wir wollen niemanden in den Ruin treiben, sondern einen respektvollen Umgang 

miteinander. Das sind wir unseren kleinbäuerlichen Familienbetrieben schuldig. Den Respekt 

haben wir klar eingefordert. Der sachlichen Diskussion stellen wir uns gerne und 

selbstbewusst." 



Soweit im Wesentlichen die Pressemitteilung, die am Vortag des Prozessauftaktes am 

Landesgericht Bozen (14.09.) von der Landespresseagentur LPA herausgegeben wurde. 

Zahlreiche Medien - Südtiroler wie deutsche ausländische Presse - haben die Pressemitteilung 

im guten Glauben über die Korrektheit des Inhalts in Folge veröffentlicht. 

Was ist jedoch am Folgetag während der Gerichtsverhandlung am Landesgericht Bozen 

passiert? 

Der vor dem Strafgericht in Bozen des Verbrechens der Rufschädigung (Art. 595 StGB) 

beschuldigte österreichische Film- und Buchautor Alexander Schiebel ("Das Wunder von 

Mals") klärt in einem am Freitag dieser Woche veröffentlichten Video über das auf, was am 

Prozesstag seitens Landwirtschaftslandesrat Arnold Schuler bzw. seiner Rechtsanwälte 

wirklich passiert ist. 

O-Ton Alexander Schiebel im Video: 

"Also ich werde immer wieder gefragt, wie ist es nun, gibt es dieses Gerichtsverfahren oder 

nicht. Dazu drei Informationen: 1) Am Montag wurde in der Aussendung von Landesrat 

Schuler, durchgeführt durch die Landespressestelle, veröffentlicht auf der Webseite des 

Landes usw. gesagt, es gab eine Einigung zwischen ihm und uns. Das ist die Unwahrheit: Es 

gab keine Einigung. Das können wir auch belegen, denn er war gar nicht handlungsfähig. Er 

konnte, was wir als Eingangshürde definiert haben, nämlich die Rücknahme der Anzeige nicht 

liefern. 2) Er hat in der gleichen Presseaussendung behauptet er zieht jetzt die Anzeigen 

zurück. Das ist ja genau was er nicht kann und daher auch bis heute nicht getan hat. Also die 

nächste Unwahrheit. 3) Er hat tatsächlich behauptet er würde am nächsten Tag, wenn das 

Verfahren beginnt, sich nicht als Nebenkläger einlassen, also neben der Staatsanwaltschaft. 

Auch das eine Unwahrheit. Nicht einmal 24 Stunden später hat er sich als Nebenkläger ins 

Verfahren eingelassen und diese Lüge steht bzw. eigentlich diese Lügen stehen bis heute auf 

der Webseite des Landes Südtirols. Ich meine, es ist schon erlaubt hier von Fake-News zu 

sprechen, vielleicht ist Trump sein neues Vorbild und natürlich funktioniert es exzellent in 

Südtirol, wo die Medien eine Art Hofberichterstattung betreiben, aber es funktioniert 

natürlich international nicht, es funktioniert nicht bei unseren 220.000 Unterstützern und es 

funktioniert vor allem nicht bei den 100 Umweltorganisationen, die sich hinter uns gestellt 

haben. Er wird sich jetzt also etwas einfallen lassen müssen. Ich glaube er wird seinen 

Worten sehr bald Taten folgen lassen um diese Sache aus der Welt zu schaffen, denn eines ist 

undenkbar: eine Art Rückzug vom Rückzug, da würde er sozusagen vollends das Gesicht 

verlieren, zusammen mit den Obstgenossenschaften, die ja diesen ganzen Hexenzauber in 

Wahrheit inszeniert haben. Also, das geht nicht. Das heißt, das Verfahren wird enden. Wir 

haben ihm angeboten, dass er das jetzt rasch erledigt mit unseren Anwälten und ihm auch 

eine Frist gesetzt bis 1. Oktober. Es bleibt also spannend. Ich wollte nur ein bisschen 

Aufklärung liefern." 

Somit steht fest und dies aus erster Hand bestätigt: 

1. Landesrat Arnold Schuler hat die Strafanzeige gegen Karl Bär und die 

Vorstandsmitglieder des Umweltinstituts München, den Buchautor Alexander 

Schiebel und seinen Verleger Jacob Radloff nicht zurückgezogen; 

2. Landesrat Arnold Schuler hat angekündigt auf die Nebenklägerschaft verzichten zu 

wollen, hat jedoch über seine Rechtsanwälte am vergangenen Dienstag zum 

Prozessauftakt genau das Gegenteil getan, nämlich sich als Nebenkläger ins Verfahren 

eingelassen. 



Bleibt die Frage, warum macht ein Südtiroler Spitzenpolitiker so etwas? ... lässt über die mit 

Steuergeldern bezahlte Landespresseagentur falsche Nachrichten - Fake News - verbreiten? 

Unsere Redaktion konnte Landesrat Schuler bis zu Redaktionsschluss nicht erreichen, 

dennoch scheint klar zu sein, dass der Medienwirbel der internationalen Presse rund um den 

bevorstehenden Beginn des Strafprozesses - aus den bereits erklärten Gründen - sowie die 

bevorstehenden Gemeinderatswahlen Grund genug sein dürften, welche Arnold Schuler dazu 

führten versöhnliche Töne einzuschlagen.  

Dies jedoch leider mit dem bitteren Nachgeschmack, dass die von Landesrat Schuler 

verbreiteten Nachrichten überhaupt nicht der Wahrheit entsprechen. 

In der Pressemitteilung der Landespresseagentur jedenfalls spricht Schuler noch davon, dass 

die "italienische Staatsanwaltschaft die Anzeige mit ihrer Anklageerhebung wegen 

erschwerter übler Nachrede für gerechtfertigt erachtet hatte". Damit, so Schuler, würden 

die Südtiroler Obstbauern ihr Ziel erreicht sehen, ein Zeichen gegen die aus ihrer Sicht 

erfolgte Grenzüberschreitung zu setzen. Und Schuler legt nach: "Im beim oekom-Verlag 

erschienenen Buch 'Das Wunder von Mals' bezichtigt Alexander Schiebel die Südtiroler 

Obstbauern der "Tötung". Das Umweltinstitut München hatte in München eine PR-Aktion mit 

einem Symbolbild gestartet, das, wie sich herausstellte, keinen Apfelbauern, sondern einen 

Bioweinbauern bei der Schwefelung seiner Weinstöcke zeigte." 

Mit anderen Worten, jetzt wo die "italienische Staatsanwaltschaft" die Strafanzeige des 

"Südtirol-deutschen" Landwirtschaftslandesrates für gerechtfertigt erachtet, hätten die 

Anzeigenerstatter ihr Ziel erreicht, nämlich, dass die juristische Prüfung der Anzeige durch 

die Anklagebehörde des italienischen Staates, das Bestehen des Straftatbestandes der 

Rufschädigung sehen und anerkennen würde. 

So einfach ist das aber nicht. Was Landesrat Arnold Schuler offensichtlich nicht 

berücksichtigt, ist, dass die Staatsanwaltschaft im italienischen Strafgerichtswesen 

hinsichtlich der Schuldfrage überhaupt nichts entscheiden kann. Über Schuld und Unschuld 

entscheidet allein der mit dem Prozess beauftragte Richter. Und unter der Ausnutzung aller 

Verteidigungsrechte, welche die Angeklagten / Beschuldigten haben, können die Betroffenen, 

bei einer eventuellen Verurteilung in erster Instanz, auch noch zwei weitere Gerichtsgrade 

(Berufungsverfahren vor dem Oberlandesgericht Trient - Außenstelle Bozen und 

Kassationsbeschwerde vor dem Kassationsgerichtshof in Rom) in Anspruch nehmen. Bis zu 

einem letztinstanzlichem Richterspruch gelten in der italienischen Rechtsprechung 

Beschuldigte einer Straftat somit als unschuldig und haben auch Anrecht entsprechend als 

unschuldig betrachtet und behandelt zu werden. 

Was nützt es dann, wenn eine "italienische Staatsanwaltschaft", die in Wirklichkeit auch eine 

sehr "Südtiroler Staatsanwaltschaft" ist, per Gesetz die Abwicklung der Strafverfahren auch in 

deutscher Sprache garantieren muss, glaubt den Straftatbestand der Rufschädigung erfüllt zu 

sehen und über ein Strafverfahren die Verurteilung der mutmaßlichen Straftäter herbeiführen 

will? 

Die Antwort auf diese Frage kann nur "wenig" lauten, denn das letzte Wort in diesem 

Verfahren haben wie in einem demokratischen Rechtsstaat üblich Richter und keinesfalls ein 

Staatsanwalt oder die Staatsanwaltschaft. Das zeigen ganz klar auch die zahlreichen 

Freisprüche in den von der Staatsanwaltschaft Bozen geführten Strafverfahren gegen Politiker 

des Landes. Dass ein Mitglied der Südtiroler Landesregierung, welches 24 Jahre 



Bürgermeister einer Gemeinde und auch Präsident des Südtiroler Gemeindenverbandes war, 

dieses rechtsstaatliche Grundprinzip nicht anerkennt und die Anklageerhebung durch die 

Staatsanwaltschaft als Ziel in der Sachfrage beschreibt, klingt daher mehr als befremdlich.      

Außerdem hat die angekündigte (und bisher nicht durchgeführte) Rücknahme der 

Strafanzeige einen ganz anderen rechtlichen Hacken. Und zwar dies konkret für 

ursprünglichen Anzeigenerstatter selbst. 

Sollte Landesrat Arnold Schuler wirklich daran denken seine Strafanzeige gegen 

das Umweltinstitut München, den oekom-Verlag und Alexander Schiebel zurückzuziehen, so 

besteht das Risiko, dass der Politiker selbst in den Strudel der italienischen Justiz gerät und 

sich wegen der Straftat der "Falschen Anschuldigung" verantworten muss. 

In Italien ist die "Falsche Anschuldigung" nämlich kein Kavaliersdelikt. Der Art. 368 des 

italienischen Strafgesetzbuches legt zur "Falschen Anschuldigung" fest, dass "wer in einer, 

auch ohne oder unter falschem Namen, an das Gericht oder dem Internationalen 

Strafgerichtshof oder eine andere Behörde, die an dieses davon Mitteilung zu machen hat, 

gerichteten Anzeige, Antrag, Ersuchen oder Klage einen anderen einer strafbaren Handlung 

bezichtigt, obwohl er von dessen Unschuld weiß, oder wer zu dessen Lasten die Spuren einer 

strafbaren Handlung vorspiegelt, wird mit Gefängnis von zwei bis zu sechs Jahren bestraft. 

Die Strafe wird erhöht, wenn der andere einer strafbaren Handlung bezichtigt wird, für 

welche das Gesetz eine im Höchstbetrage höhere Gefängnisstrafe als zehn Jahre oder eine 

andere schwere Strafe festsetzt. Das Gefängnis beträgt vier bis zwölf Jahren, wenn die Tat 

eine Verurteilung zu Gefängnis von mehr als fünf Jahren zur Folge hat: es beträgt sechs bis 

zwanzig Jahren, wenn die Tat eine Verurteilung zu Dauerzuchthaus zur Folge hat." 

Sollte Landesrat Arnold Schuler die Strafanzeige entsprechend laut Art. 152 StGB 

zurücknehmen wollen, sollte er vorher in der Tat mit den von ihm Angezeigten und in Folge 

von der Staatsanwaltschaft beschuldigten und angeklagten Pestizid-Gegnern handelseins 

werden. Nehmen diese nämlich die Rücknahme der Strafanzeige nicht an, erfolgt als nächste 

Konsequenz Gegenanzeige der bisher Strafverfolgten gegen Landesrat Schuler und all die 

anderen Mitunterzeichner der Strafanzeige. In einem gegen ihn gerichteten Strafverfahren 

müsste sich Schuler anschließend wegen des möglichen Verbrechens der "Falschen 

Anschuldigung" selbst vor einem Strafrichter verantworten. 
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